
Friedhofsatzung 
der Stadt Markdorf 

vom 24.03.1992, geände rt  durch Satzung vom 
25.10.2000 und 13.11.2001 

I. Allgemeine Vorschriften 

§1 
(1) Der Friedhof ist eine öffentliche Einrichtung 
der Gemeinde. Er dient der Bestattung verstorbe-
ner Gemeindeeinwohner und der in der Gemein-
de verstorbenen oder tot aufgefundenen Perso-
nen ohne Wohnsitz oder mit unbekanntem Wohn-
sitz, sowie für Verstorbene, für die ein Wahlgrab 
nach § 12 zur Verfügung steht. In besonderen 
Fällen kann die Gemeinde die Bestattung anderer 
Verstorbener zulassen. 
(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Vorschriften über die Besta ttung auch für die Bei-
setzung von Aschen. 
(3) Das Gemeindegebiet wird in folgende Bestat-
tungsbezirke eingeteilt: 
a) Bestattungsbezirk des Friedhofs Markdorf; 
umfasst den Stadtteil Markdorf ohne den O rtsteil 
Bergheim 
b) Bestattungsbezirk des Friedhofs Ittendorf; 
umfasst den Stad tteil Ittendorf 
c) Bestattungsbezirk des Friedhofs Bergheim; 
umfasst die Ortsteile Leimbach, Riedheim und 
Bergheim 
d) Bestattungsbezirk des Friedhofs Hepbach; 
umfasst die Ortsteile Hepbach, Stadel und Gan-
genweiler 
Die Verstorbenen sind auf dem Friedhof des Be-
stattungsbezirks zu bestatten, in dem sie zuletzt 
ihren Wohnsitz ha tten, sofern sie nicht bei ihrem 
Tod ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten 
Grabstätte eines anderen Friedhofs hatten. Die 
Gemeinde kann Ausnahmen zulassen. 

II. Ordnungsvorschriften 

§ 2 Öffnungszeiten 
(1) Der Friedhof da rf  nur während der bekannt 
gegebenen Öffnungszeiten betreten werden. 
(2) Die Gemeinde kann das Betreten des Friedho-
fes oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem 
Anlass untersagen. 

§ 3 Verhalten auf dem Friedhof 
(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde 
des Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anord-
nungen des Friedhofpersonals sind zu befolgen. 

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht ges-
tattet, 
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art sowie mit 
Spiel- und Sportgeräten zu befahren, ausgenom-
men Kinderwagen und Rollstühlen, 
b) während einer Bestattung oder einer Gedenk-
feier in der Nähe Arbeiten auszuführen, 
c) den Friedhof und seine Einrichtungen und An-
lagen zu verunreinigen 
oder zu beschädigen sowie Rasenflächen und 
Grabstätten unberechtigterweise zu betreten, 
d) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blinden-
hunde, 
e) Abraum außerhalb der dafür bestimmten Stel-
len abzulagern, 
f) Waren und gewerbliche Dienste anzubieten, 
g) Druckschriften zu ve rteilen. 
Ausnahmen können zugelassen werden, soweit 
sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ord-
nung auf ihm zu vereinbaren sind. 
(3) Die Totengedenkfeiern auf dem Friedhof be-
dürfen der Zustimmung der Gemeinde. Sie sind 
spätestens vier Tage vorher anzumelden. 
(4) Zur umweltfreundlichen Entsorgung und Kom-
postierung müssen Kranzunterlagen, Gebinde 
und dgl. aus verrottbarem Material bestehen. 

§ 4 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
(1) Bildhauer, Steinmetze, Gä rtner und sonstige 
Gewerbetreibende bedürfen für die Tätigkeit auf 
dem Friedhof der vorherigen Zulassung durch die 
Gemeinde. Sie kann den Umfang der Tätigkeiten 
festlegen. 
(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetrei-
bende, die 
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher 
Hinsicht zuverlässig sind und 
b) selbst oder deren fachliche Ve rtreter die Meis-
terprüfung abgelegt haben oder in die Hand-
werksrolle eingetragen sind. 
Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen. 
Die Zulassung e rfolgt durch Ausstellung eines 
Berechtigungsscheines; dieser ist den aufsichts-
berechtigten Personen der Gemeinde auf Verlan-
gen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet 
werden. 
(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Beau ftragten 
haben die Friedhofsatzung und die dazu ergan-
genen Regelungen zu beachten. 
(4) Die Gewerbetreibenden dürfen die Friedhofs-
wege nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit und nur mit 
geeigneten Fah rzeugen befahren. Werkzeuge 
und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vo-
rübergehend oder nur an den dafür bestimmten 
Stellen gelagert  werden. Bei Beendigung der Ar-
beit 
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sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in den 
früheren Zustand zu bringen. 
(5) Gewerbetreibende, die gegen die Vorschriften 
der Absätze 3 und 4 verstoßen, oder bei denen 
die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teil-
weise nicht mehr gegeben sind, kann die Ge-
meinde die Zulassung auf Zeit oder Dauer zu-
rücknehmen oder widerrufen. 
Ill. Bestattungsvorschriften 

§ 5 Allgemeines 
(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt 
des Todes bei der Gemeinde anzumelden. Wird 
eine Bestattung in einer früher erworbenen Wahl-
grabstätte beantragt, so ist auf Verlangen der 
Gemeinde das Nutzungsrecht nachzuweisen. 
(2) Ort und Zeit der Besta ttung werden von der 
Gemeinde festgesetzt. Wünsche der Hinterblie-
benen und der Geistlichen werden nach Möglich-
keit berücksichtigt. 

§ 6 Särge 
(1) Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m 
hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in 
besonderen Fällen größere Särge e rforderlich, so 
ist die Zustimmung der Gemeinde einzuholen. 
(2) Erdbestattungen dü rfen nur in Särgen aus 
verrottbarem Holz vorgenommen werden. Die 
Verwendung von Metall- und Kunststoffsärgen ist 
nicht zulässig. Sterbewäsche und Sargfüllungen 
aus Kunststoff sind nicht zugelassen. 

§ 7 Ausheben der Gräber 
(1) Die Gemeinde lässt die Gräber ausheben und 
zufüllen. 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der 
Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante 
des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante 
der Urne mindestens 0,50 m. 

§ 8 Ruhezeit 
Die Ruhezeit der Leichen beträgt 25 Jahre, bei 
Kindern die vor Vollendung des 10. Lebensjahres 
verstorben sind, 15 Jahre und bei Aschen 20 Jah-
re. 

§ 9 Umbettungen 
(1) Umbettungen von Leichen und Aschen bedür-
fen, unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vorschrif-
ten, der vorherigen Zustimmung der Gemeinde. 
Bei Umbettungen von Leichen wird die Zustim-
mung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, 
in den ersten 15 Jahren der Ruhezeit nur bei Vor-
liegen eines dringenden öffentlichen Interesses 
oder eines besonderen Härtefalles e rteilt. Umbet-
tungen aus einem Reihengrab in ein anderes 

Reihengrab oder aus einem Urnenreihengrab in 
ein anderes Urnenreihengrab sind innerhalb der 
Gemeinde nicht zulässig. Die Gemeinde kann 
Ausnahmen zulassen. Nach Ablauf der Ruhezeit 
noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste dür-
fen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde 
in belegte Grabstätten umgebettet werden. 
(2) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. An-
tragsberechtigt ist bei Umbettungen aus einem 
Reihengrab oder einem Urnenreihengrab der Ver-
fügungsberechtigte, bei Umbettungen aus einem 
Wahlgrab oder einem Urnenwahlgrab der Nut-
zungsberechtigte. 
(3) In den Fällen des § 21 Abs. I und bei Entzie-
hung von Nutzungsrechten nach § 21 Abs. I Satz 
4 können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit 
noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in ein 
Reihengrab oder in ein Urnengrab umgebettet 
werden. Im übrigen ist die Gemeinde bei Vorlie-
gen eines zwingenden öffentlichen Interesses 
berechtigt, Umbettungen vorzunehmen. 
(4) Die Umbettungen lässt die Gemeinde durch-
führen. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbet-
tung. 
(5) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von 
Schäden, die an benachbarten Grabstätten und 
an Anlagen durch die Umbettung entstehen, ha-
ben die Antragssteller zu tragen, es sei denn, es 
liegt ein Verschulden der Gemeinde vor. 
(6) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Um-
bettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 

IV. Grabstätten 

§ 10 Allgemeines 
(1) Auf den Friedhöfen werden folgende A rten 
von Grabstätten zur Ve rfügung gestellt: 
a) auf dem Friedhof Markdorf: 
- Reihengräber, 
- Urnenreihengräber, 
- Urnenanonymgräber, 
- Wahlgräber und 
- Urnenwahigräber 
b) auf dem Friedhof in Ittendorf: 
- Reihengräber 
c) auf den Friedhöfen Bergheim und Hepbach: 
- Reihengräber und 
- Wahlgräber 
Ort  und Lage der Gräber sind in den Belegungs-
plänen ausgewiesen. 
(2) Ein Anspruch auf Überlassung einer Grabstät-
te in bestimmter Lage sowie auf die Unveränder-
lichkeit der Umgebung besteht nicht. 
(3) Grüfte und Grabgebäude sind nicht zugelas-
sen. 
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§ 11 Reihengräber 
(1) Reihengräber sind Grabstätten für Erdbestat-
tungen und die Beisetzung von Aschen, die der 
Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer 
der Ruhezeit zugeteilt werden. Eine Verlängerung 
der Ruhezeit ist nicht möglich. Verfügungsberech-
tiger ist in nachstehender Reihenfolge 
a) wer für die Besta ttung sorgen muss (§ 31 Abs. I 
Bestattungsgesetz), 
b) wer sich dazu verpflichtet hat, 
c) der Inhaber der tatsächlichen Gewalt. 
(2) Auf dem Friedhof werden ausgewiesen: 
a) Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum voll-
endeten 10. Lebensjahr, 
b) Reihengrabfelder für Verstorbene vom vollen-
deten 10. Lebensjahr ab. 
(3)In jedem Reihengrab wird nur eine Leiche bei-
gesetzt. Die Gemeinde kann Ausnahmen zulas-
sen. 
4) Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der 
Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab umgewandelt wer-
den. 
(5) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder 
Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten wird 
3 Monate vorher ortsüblich oder durch Hinweise 
auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gegeben. 
(6) Absätze I, 3 - 5 gelten auch für Urnenreihen-
gräber entsprechend. 

§ 12 Wahlgräber 
(1) Wahlgräber sind Grabstä tten für Erdbestattun-
gen und die Beisetzung von Aschen, an denen 
ein Nutzungsrecht verliehen wird. Das Nutzungs-
recht wird durch Verleihung begründet. Nut-
zungsberechtigter ist die durch die Verleihung 
bestimmte Person. 
(2) Nutzungsrechte an Wahlgräbern für Erdbestat-
tungen und für Urnenbeisetzungen werden auf 
Antrag auf die Dauer von 25 Jahren (Nutzungs-
zeit) bzw. für Urnenbeisetzungen auf die Dauer 
von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen. Sie kön-
nen nur anlässlich eines Todesfalles verliehen 
werden. Die erneute Verleihung eines Nutzungs-
rechts ist nur auf Antrag möglich. 
(3) Ein Anspruch auf Verleihung oder erneuter 
Verleihung von Nutzungsrechten besteht nicht. 
(4) während der Nutzungszeit da rf  eine Bestat-
tung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nut-
zungszeit nicht übersteigt oder ein Nutzungsrecht 
mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhe-
zeit erneut verliehen worden ist. 
(5) Der Nutzungsberechtigte soll für den Fall sei-
nes Ablebens seinen Nachfolger im Nutzungs-
recht bestimmen. Dieser ist aus dem nachstehend 
genannten Personenkreis zu benennen. Wird 
keine oder eine andere Regelung getroffen, so  

geht das Nutzungsrecht in nachstehender Rei-
henfolge auf die Angehörigen des verstorbenen 
Nutzungsberechtigten über auf 
a) den Ehegatten 
b) die Kinder 
c) die Stiefkinder 
d) die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung 
ihrer Väter oder Mü tter 
e) die Eltern 
f) die Geschwister 
g) die Stiefgeschwister 
h) die nicht unter a) bis g) fallenden Erben. 
Innerhalb der einzelnen Gruppen wird jeweils der 
Älteste nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim 
Tod eines Nutzungsberechtigten, auf den das 
Nutzungsrecht früher übergegangen war. 
(6) Ist der Nutzungsberechtigte an der Wahrneh-
mung seines Nutzungsrechts verhinde rt  oder übt 
er das Nutzungsrecht nicht aus, so tritt der nächs-
te in der Reihenfolge nach Abs. 5 Satz 3 an seine 
Stelle. 
(7) Jeder, auf den ein Nutzungsrecht übergeht, 
kann durch Erklärung gegen über der Gemeinde 
auf das Nutzungsrecht verzichten; dieses geht auf 
die nächste Person in der Reihenfolge des Abs. 5 
Satz 3 über. 
(8) Der Nutzungsberechtigte kann mit Zustim-
mung der Gemeinde das Nutzungsrecht auf eine 
der in Abs. 5 Satz 3 genannten Personen über-
tragen. 
(9) Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der 
Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Re-
gelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte be-
stattet zu werden und über die Bestattung sowie 
über die A rt  der Gestaltung und der Pflege der 
Grabstätte zu entscheiden. Verstorbene, die nicht 
zu dem Personenkreis des Abs. 5 Satz 3 gehö-
ren, dürfen in der Grabstätte nicht besta ttet wer-
den. Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen. 
(10) Das Nutzungsrecht kann jede rzeit nach Ab-
lauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. 
(11) Beim Ausheben des Grabes hat der Nut-
zungsberechtigte rechtzeitig für die Entfernung 
von Grabmalen, Fundamenten und sonstigen 
Grabausstattungen zu sorgen. Mehrkosten, die 
der Gemeinde durch die nicht rechtzeitige Besei-
tigung dieser Gegenstände entstehen, hat der 
Nutzungsberechtigte zu erstatten. 
(12) Die Vorschriften der Abs. 3 bis 11 gelten ent-
sprechend für Urnenwahlgräber. 
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V. Grabmale und sonstige Grabausstattungen 

§ 13 Auswahlmöglichkeit 
(1) Für Grabmale und sonstige Grabausstattun-
gen auf den Friedhöfen gelten grundsätzlich die 
allgemeinen Gestaltungsvorschriften. 
(2) Im Friedhof Markdorf sind zur Auswahl Grab-
felder eingerichtet, für die darüber hinaus die be-
sonderen Gestaltungsvorschriften einzuhalten 
sind (§ 15 Abs. 7). Bei der Zuweisung einer Grab-
stätte bestimmt der Antragsteller, ob diese in ei-
nem Grabfeld mit allgemeinen oder mit besonde-
ren Gestaltungsvorschriften liegen soll. Entschei-
det er sich für ein Grabfeld mit besonderen Ges-
taltungsvorschriften, so besteht auch die Ver-
pflichtung, die in Belegungs- und Grabmalplänen 
für das Grabfeld festgesetzten, über § 14 hinaus-
gehenden Gestaltungsvorschriften einzuhalten. 
Wird von dieser Auswahlmöglichkeit nicht recht-
zeitig vor der Besta ttung Gebrauch gemacht, so 
kann die Gemeinde die Bestattung in einem 
Grabfeld mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
durchführen lassen. 

§ 14 Allgemeine Gestaltungsvorschriften 
(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen 
müssen der Würde des O rtes entsprechen und in 
einem ausgewogenen Verhältnis zur Grabfläche 
stehen. Grabmale mit einer Ansichtsfläche von 
mehr als 0,75 qm bei einstelligen Grabstellen und 
mehr als 1,50 qm bei mehrstelligen Grabstellen 
sind nicht zugelassen. 
(2) Auf den Grabstätten sind insbesondere nicht 
zulässig, Grabmale 
a) aus schwarzem Kunststein, Kunststoff oder aus 
Gips, 
b) mit in Zement aufgesetztem figürlichen oder 
ornamentalen Schmuck, 
c) mit Farbanstrich auf Stein 
d) mit Glas, Emaille, Porzellan oder Kunststoffen 
in jeder Form, oder 
e) mit Lichtbildern. 
Dies gilt sinngemäß auch für sonstige Grabaus-
stattungen. 
(3) Zur Vermeidung einer Massierung von Stein 
sind Grababdeckungen in Verbindung mit Grab-
malen nicht zulässig. Stehende Grabeinfassun-
gen sind nur bis 10 cm Höhe und 8 cm Breite 
erlaubt. 
(4) Werden Grabstellen mit einer Abdeckplatte 
ganz oder teilweise versehen, muss zwischen 
Humusschicht und Steinpla tte eine 2 cm breite 
Luftfuge auf Dauer vorhanden sein. Gräber mit 
derartigen Abdeckplatten sind um 20 cm tiefer 
aufzugraben und mit einer 20 cm starken Filter-
kiesschicht auszustatten. 

§ 15 Grabfelder mit besonderen Gestaltungs-
vorschriften 
(1) Über die Vorschriften des § 14 hinaus müssen 
in diesen Grabfeldern die Grabmale und die sons-
tigen Grabausstattungen in ihrer Gestaltung, Be-
arbeitung und Anpassung an die Umgebung er-
höhten Anforderungen entsprechen. 
(2) Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Holz, 
Schmiedeeisen oder Bronze verwendet werden. 
Die Verwendung tiefschwarzer Steine, insbeson-
dere schwarz/schwedisch Granit und Schwarzaf-
rika Y ist nicht zulässig. 
(3) Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind fol-
gende Vorschriften einzuhalten: 
a) Felsen müssen an allen sichtbaren Flächen 
gespalten sein. Findlinge, d.h. durch Eis und 
Wasser geformte Natursteine können aufgestellt 
werden. 
b) Schriften, Ornamente und Symbole sind auf 
das Material, aus dem das Grabmal besteht, 
werkgerecht abzustimmen. Sie müssen gut ver-
teilt und dürfen nicht aufdringlich groß sein. 
c) Die Form des Grabmals soll dem Material ge-
recht werden, einfach und ausgewogen sein. 
d) Grabsockel sind nur bis zur Höhe von 5 cm 
über den Trittplatten zulässig. 
e) Liegende Schriftsteine dürfen nur flach oder 
flachgeneigt auf die Grabstä tte gelegt werden und 
müssen sich dem Grabmal deutlich unterordnen. 
Sie dürfen die Größe von 0,25 qm nicht über-
schreiten. 
f) Firmenbezeichnungen dürfen nur unauffällig 
und nicht auf der Vorderseite des Grabmals an-
gebracht werden. 
(4) Liegende Grabmale und Grababdeckplatten 
sind nicht zugelassen. 
(5) Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind 
Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 
a) auf einstelligen Grabstä tten bis 0,60 qm 
b) auf mehrstelligen Grabstätten bis 1,15 qm 
(6) Die neu zu belegenden Grabfelder werden mit 
Trittplatten aus Maggia-Granit als seitlicher Be-
grenzung eingefasst. Die Trittplatten werden von 
der Gemeinde gegen Kostenersatz verlegt. Weite-
re Grabeinfassungen - auch aus Pflanzen - sind 
nicht zugelassen. 
(7) Besondere Gestaltungsvorschriften gelten auf 
dem Friedhof Markdorf in den Feldern: 
E/I, E/2, E/3, E/5, E/8, E/9, E/11, E/12, E/14, E/15. 
Der beigefügte Lageplan des Friedhofs Markdorf, 
in dem diese Felder ausgewiesen sind, ist Be-
standteil dieser Satzung. 
(8) Die Gemeinde kann unter Berücksichtigung 
der Gesamtgestaltung des Friedhofs und im 
Rahmen von Absatz I Ausnahmen von den Vor- 
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schriften der Absätze 2-7 und auch sonstige 
Grabausstattungen zulassen. 

§ 16 Genehmigungserfordernis 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von 
Grabmalen bedarf  der vorherigen schri ft lichen 
Zustimmung der Gemeinde. Ohne Zustimmung 
sind bis zur Dauer von zwei Jahren nach der Be-
stattung oder Beisetzung provisorische Grabmale 
als Holztafeln bis zur Größe 15 X 30 cm und 
Holzkreuze zulässig. 
(2) Dem Antrag ist die Zeichnung über den Ent-
wurf des Grabmals im Maßstab I : 10 zweifach 
beizufügen. Dabei ist das zu verwendende Mate-
rial, seine Bearbeitung, der Inhalt und die Anord-
nung der Schri ft, der Ornamente und der Symbole 
sowie die Fundamentierung anzugeben. Soweit 
erforderlich, kann die Gemeinde Zeichnungen der 
Schrift, der Ornamente und der Symbole im Maß-
stab 1 : 1 unter Angabe des Materials, seiner Be-
arbeitung und der Form verlangen. In besonderen 
Fällen kann die Vorlage eines Modells oder das 
Aufstellen einer Attrappe auf der Grabstätte ver-
langt werden. 
(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller 
sonstigen Grabausstattungen bedürfen ebenfalls 
der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Ge-
meinde. Abs. 2 gilt entsprechend. 
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal 
oder die sonstige Grabausstattung nicht innerhalb 
von zwei Jahren nach E rteilung der Zustimmung 
errichtet worden ist. 
(5) Wird ein Grabmal oder eine Grabausstattung 
ohne Zustimmung der Stadt errichtet, geände rt 

 oder nicht nach den vorgelegten Entwürfen aus-
geführt, kann die Stadt die Beseitigung oder Än-
derung innerhalb einer angemessenen Frist ver-
langen. Kommt der Verpflichtete diesem Verlan-
gen nicht nach, kann die Stadt die Beseitigung 
oder Änderung auf dessen Kosten vornehmen. 

§ 17 Standsicherheit 
(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen 
sind nach den anerkannten Regeln des Hand-
werks so standfest zu fundamentieren und zu 
befestigen, dass sie dauernd standsicher sind, 
das Öffnen der benachba rten Gräber nicht beein 
trächtigen und beim Öffnen der benachbarten 
Gräber weder umstürzen noch sich senken kön-
nen. Steingrabmale müssen mindestens 14 cm 
stark sein. 
(2) Grabmale dürfen frühestens 6 Monate nach 
dem Bestattungstage errichtet werden. Sofern 
gewachsener Boden oder Streifenfundamente 
vorhanden sind, steht einer früheren Erstellung 
nichts entgegen.  

§ 18 Unterhaltung 
(1) Die Grabmale und die sonstigen Grabausstat-
tungen sind dauernd in würdigem und verkehrssi-
cherem Zustand zu halten und entsprechend zu 
überprüfen. Verantwo rtlich dafür ist bei Reihen-
grabstätten und Urnenreihengrabstätten der Ver-
fügungsberechtigte, bei Wahlgrabstätten und Ur-
nenwahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte. 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen 
und sonstigen Grabausstattungen gefährdet, so 
sind die für die Unterhaltung Verantwo rtlichen 
verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei 
Gefahr im Verzug kann die Gemeinde auf Kosten 
des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen 
(z.B. Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) 
treffen^ Wird der ordnungswidrige Zustand trotz 
schriftlicher Aufforderung der Gemeinde nicht 
innerhalb einer jeweils festzusetzenden ange-
messenen Frist beseitigt, so ist die Gemeinde 
berechtigt, dies auf Kosten des Verantwortlichen 
zu tun oder nach dessen Anhörung das Grabmal 
oder die sonstige Grabausstattung zu entfernen. 
Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, diese Sachen 
aufzubewahren. Ist der Verantwo rtliche nicht be-
kannt oder nicht zu ermitteln, so genügt ein 
sechswöchiger Hinweis auf der Grabstätte. Die 
Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, 
der durch nicht verkehrssichere Grabmale oder 
sonstige Grabausstattungen verursacht wird. 

§ 19 Entfernung 
(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen 
dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder des Nut-
zungsrechts nur mit vorheriger schri ftlicher Zu-
stimmung der Gemeinde von der Grabstä tte ent-
fernt werden. 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungs-
rechts sind die Grabmale und die sonstigen 
Grabausstattungen zu entfernen. Wird diese Ver-
pflichtung trotz schri ftlicher Aufforderung der Ge-
meinde innerhalb einer jeweils festzusetzenden 
angemessenen Frist nicht erfüllt, so kann die 
Gemeinde die Grabmale und die sonstigen Grab-
ausstattungen im Wege der Ersatzvornahme nach 
dem 	Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz 
selbst entfernen; § 18 Abs. 2 Satz 5 ist entspre-
chend anwendbar. Die Gemeinde ist zur Aufbe-
wahrung nicht verpflichtet. 

VI. Herrichten und Pflege der Grabstä tten 

§ 20 Allgemeines 
(1) Alle Grabstätten müssen der Würde des Ortes 
entsprechend hergerichtet und dauernd gepflegt 
werden. Verwelkte Blumen und Kränze sind von 
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den Grabstätten zu entfernen und an den dafür 
vorgesehenen Plätzen abzulagern. 
(2) Die Höhe und die Form der Grabhügel und die 
Art  ihrer Gestaltung sind dem Gesamtcharakter 
des Friedhofs, dem besonderen Charakter des 
Friedhof teils und der unmittelbaren Umgebung 
anzupassen. Bei Plattenbelägen zwischen den 
Gräbern (§ 15 Abs. 6)dürfen die Grabbeete nicht 
höher als die Plattensein. Die Grabstätten dürfen 
nur mit solchen Pflanzen bepflanzt werden, die 
andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen 
nicht beeinträchtigen. 
(3) Für das Herrichten und für die Pflege der 
Grabstätte hat der nach § 18 Abs. 1 Verantwortli-
che zu sorgen. Die Verpflichtung erlischt erst mit 
dem Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nutzungsrech-
tes. 
(4) Die Grabstätten müssen innerhalb von 6 Mo-
naten nach der Belegung hergerichtet sein. 
(5) Die Grabstätten sind nach Ablauf der Ruhezeit 
oder des Nutzungsrechtes abzuräumen. § 19 
Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
(6) Das Herrichten, die Unterhaltung oder jede 
Veränderung der gä rtnerischen Anlagen außer-
halb der Grabstätten obliegt ausschließlich der 
Gemeinde. 
(7) In Grabfeldern mit besonderen Gestaltungs-
vorschriften (§ 15) ist die gesamte Grabfläche zu 
bepflanzen. Ihre gärtnerische Gestaltung muss 
den erhöhten Anforderungen entsprechen und auf 
die Umgebung abgestimmt werden; nicht zuge-
lassen sind insbesondere Bäume und großwüch-
sige Sträucher sowie Grabgebinde aus künstli-
chen Werkstoffen. 

§ 21 Vernachlässigung der Grabpflege 
(1) Wird eine Grabstätte nicht hergerichtet oder 
gepflegt, so hat der Verantwo rtliche (§ 18 Abs. 1) 
auf schrift liche Aufforderung der Gemeinde die 
Grabstätte innerhalb einer jeweils festzusetzen-
den angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 
Ist der Verantwo rtliche nicht bekannt oder nicht 
ohne weiteres zu ermitteln, so genügt ein dreimo-
natiger Hinweis auf der Grabstätte. Wird die Auf-
forderung nicht befolgt, so können Reihengrab-
stätten und Urnenreihengrabstätten von der Ge-
meinde abgeräumt, eingeebnet und eingesät 
werden. Bei Wahlgrabstätten und Urnenwahl-
grabstätten kann die Gemeinde in diesem Fall die 
Grabstätte auf Kosten des Nutzungsberechtigten 
in Ordnung bringen lassen oder das Nutzungs-
recht ohne Entschädigung entziehen. In dem Ent-
ziehungsbescheid ist der Nutzungsberechtigte 
aufzufordern, das Grabmal und die sonstigen 
Grabausstattungen innerhalb von 3 Monaten 

nach Unanfechtbarkeit des Entziehungsbeschei-
des zu entfernen. 
(2) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. I 
Satz I entsprechend. Wird die Aufforderung nicht 
befolgt oder ist der Verantwo rtliche nicht bekannt 
oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so kann die 
Gemeinde den Grabschmuck entfernen. Sie ist zu 
einer Aufbewahrung nicht verpflichtet. 
(3)Zwangsmaßnahmen nach Abs. I und 2 sind 
dem Verantwortlichen vorher anzudrohen. 

VII. Benutzung der Leichenhalle 

§ 22 
(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Lei-
chen bis zur Bestattung und steht für Bestattungs-
feiern zur Verfügung. Sie da rf  nur in Begleitung 
des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der 
Gemeinde betreten werden. 
(2) Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen 
Bedenken bestehen, können die Angehörigen 
den Verstorbenen während der festgesetzten Zeit 
sehen. 

VIII. Haftung, Ordnungswidrigkeiten 

§ 23 
(1) Der Gemeinde obliegen keine über die Ver-
kehrssicherungspflicht hinausgehenden Obhuts-
und Überwachungspflichten. Die Gemeinde haftet 
nicht für Schäden, die durch nichtsatzungsgemä-
ße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und 
Einrichtungen, durch dri tte Personen oder durch 
Tiere entstehen. Im übrigen ha ftet die Gemeinde 
nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die 
Vorschriften über Amtshaftung bleiben unberührt. 
(2) Verfügungsberechtigte und Nutzungsberech-
tigte haften für die schuldhaft verursachten Schä-
den, die infolge einer unsachgemäßen oder den 
Vorschri ften der Friedhofssatzung widerspre-
chenden Benutzung oder eines mangelhaften 
Zustandes der Grabstätten entstehen. Sie haben 
die Gemeinde von Ersatzansprüchen Dritter frei-
zustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden. Gehen dera rtige Schäden auf 
mehrere Verfügungsberechtigte oder Nutzungs-
berechtigte zurück, so haften diese als Gesamt-
schuldner. 
(3) Absatz 2 findet sinngemäß Anwendung auf die 
nach § 4 zugelassenen Gewerbetreibenden, auch 
für deren Bedienstete. 

§ 24 Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig im Sinne von § 49 Abs. 3 Nr. 2 
des Bestattungsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
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1. den Friedhof entgegen der Vorschrift des § 2 
betritt, 
2. sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Or-
tes entsprechend verhält oder die Weisungen des 
Friedhofspersonals nicht befolgt {§ 3 Abs. I und 
2), 
3. eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof 
ohne Zulassung ausübt (§ 4 Abs. 1), 
4. als Verfügungs- oder Nutzungsberechtigter 
oder als Gewerbetreibender Grabmale und sons-
tige Grabausstattungen ohne oder abweichend 
von der Genehmigung errichtet, verändert (§ 16 
Abs. I und 3) oder entfernt ( § 19 Abs. 1), 
5. Grabmale und sonstige Grabausstattungen 
nicht in verkehrssicherem Zustand hält (§ 18 Abs. 
1). 

IX. Bestattungsgebühren 

§ 25 Erhebungsgrundsatz 
Für die Benutzung der gemeindlichen Bestat-
tungseinrichtungen und für Amtshandlungen auf 
dem Gebiet des Leichen- und Bestattungswesens 
werden Gebühren nach den folgenden Bestim-
mungen erhoben. 

§ 26 Gebührenschuldner 
(1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren ist ver-
pflichtet 
1. wer die Amtshandlung veranlasst oder in wes-
sen Interesse sie vorgenommen wird; 
2. wer die Gebührenschuld der Gemeinde gegen-
über durch schriftliche 
Erklärung übernommen hat oder für die Gebüh-
renschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
(2) Zur Zahlung der Benutzungsgebühr ist ver-
pflichtet 
1. wer die Benutzung der Bestattungseinrichtung 
beantragt; 
2. wer die Bestattungskosten zu tragen hat (§ 
1968 BGB). 
(3)Mehrere Gebührenschuldner haften als Ge-
samtschuldner. 

über die Verleihung des Nutzungsrechts und die 
übrigen Benutzungsgebühren einen Monat nach 
Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung fällig. 

§ 28 Verwaltungs - und Benutzungsgebühren 
(1) Die Höhe der Verwaltungs- und Benutzungs-
gebühren richtet sich nach dem als Anlage zu 
dieser Satzung beigefügten Gebührenverzeichnis. 
(2) Ergänzend findet die Satzung über die Erhe-
bung von Verwaltungsgebühren Verwaltungsge-
bührenordnung - in der jeweiligen Fassung ent-
sprechend Anwendung. 

X. Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 29 Alte Rechte 
Bei Wahlgräbern, über die die Gemeinde vor In-
krafttreten der Satzung verfügt hat, richten sich 
die Nutzungsrechte nach den bisherigen Vor-
schriften. 

§ 30 Inkrafttreten 
(1)	 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten die Friedhofs-
ordnung vom 10. Dezember 1974 mit Änderung 
vom 21. Oktober 1985 und die Satzung über die 
Erhebung von Gebühren im Bestattungswesen 
vom 9. Mai 1988 außer Kra ft . 
(3) Ebenfalls zum gleichen Zeitpunkt treten die 
Friedhofsordnung der früheren Gemeinde Itten-
dorf vom 18. Juni 1952 und der Gemeinde Ried-
heim vom B. März 1971 außer Kraft. 

§ 27 Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 
(1) Die Gebührenschuld entsteht 
a) bei Verwaltungsgebühren mit der Beendigung 
der Amtshandlung, 
b) bei Benutzungsgebühren mit der Inanspruch-
nahme der Bestattungseinrichtungen und bei 
Grabnutzungsgebühren mit der Verleihung des 
Nutzungsrechts. 
(3) Die Verwaltungsgebühren werden mit der Be-
kanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Ge-
bührenschuldner, die Grabnutzungsgebühren für 
Wahlgräber mit der Aushändigung der Urkunde 
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